(1) Geben Sie Ihren vollständigen Namen an. 
Geben Sie Ihre vollständige Adresse 
einschließlich 
Ort 
und Postleitzahl an.
Datum:   (2) Datum hinzufügen
Gerichtsbediensteter,
(3) Name des Gerichts hinzufügen 
Vollständige Adresse des Gerichts hinzufügen, 
einschließlich Stadt 
und Postleitzahl
Aktenzeichen:           (4) Aktenzeichen oder Aktenzeichen hinzufügen
cc                              (5) Attorney General 
                                  Vollständige Adresse 
                                  einschließlich Stadt 
                                  und Postleitzahl hinzufügen
                                  und
                                  (6) Geben Sie den vollständigen Namen des Klägers/Anklägers an. 
                                  Geben Sie die vollständige Adresse 
                                  einschließlich Stadt 
                                  und Postleitzahl an.
 
Hinweis 
zur rechtmäßigen Anfechtung der Autorität und Gerichtsbarkeit
(7) Name des Gerichtssystems des Landes hinzufügen
V
'Wir, das Volk' vertreten durch (8) Fügen Sie Ihren vollständigen Namen hinzu
Gerichtsbediensteter,
Zum Kontext: Sie werden darüber informiert, dass alle Bedeutungen in dieser/allen Mitteilungen dem Oxford Dictionary of English entnommen sind oder dem allgemeinen Verständnis von lebenden Männern und Frauen entsprechen und nicht mit Juristenjargon oder anderen Sprachen verwechselt werden dürfen. Die gesamte Schrift, ob Groß- oder Kleinschreibung oder eine Kombination aus beidem, entspricht dem, was lebende Männer und Frauen allgemein erkennen, und ist nicht in anderer Weise oder Bedeutung zu verstehen. Meine Position in dieser Mitteilung ist die eines lebenden (9) Mannes , Eigentümers der PERSON, auf die Sie sich in diesem Fall beziehen, und Mitglied der Cruinn-Community, der unter Gottes Gesetz steht, auch bekannt als Schöpfergesetz, Naturrecht, universelles Recht, Gewohnheitsrecht usw. und außerhalb der Geltung gesetzlicher Bestimmungen oder von Menschen gemachter Gesetzgebung agiert. Ich arbeite nicht für eine staatliche Behörde oder die Krone und arbeite auch nicht unter einer Lizenz, da ich keine Erlaubnis eines anderen Mannes oder einer anderen Frau benötige, um mein Leben in Frieden zu führen.
Wenn Sie die Bedeutung oder Definition eines Wortes, Satzes oder Absatzes in diesem Dokument benötigen, können Sie dies durch Einreichen einer schriftlichen Anfrage innerhalb von sieben Tagen nach Erhalt dieser Mitteilung tun.
Wir, die durch (10) vertretenen Personen ( fügen Sie Ihren vollständigen Namen hinzu), erheben einen formellen Einspruch gegen die Autorität und Zuständigkeit des Gerichts in Bezug auf den oben genannten Fall und haben eine Kopie dieses Einspruchs an (11) den Generalstaatsanwalt und (12) den Kläger/Staatsanwalt in diesem Fall weitergeleitet. Dies wurde per Einschreiben versandt.
Im Namen von „Wir, dem Volk“ schreibe ich, (13) Fügen Sie Ihren Vor- und Nachnamen hinzu, um die Gründe für diesen rechtmäßigen Einspruch zu erläutern, und verweise Sie auf die folgenden Punkte:

1. Die Erklärung des Common Law Court
Diese Erklärung wurde am 3. Januar 2019 von einer Auswahl von einhundert (100) lebenden Männern und Frauen unterzeichnet und zur Aufbewahrung im „Book of Deeds“ des Common Law Court eingereicht.
Diese Erklärung legt die Stellung des lebenden Mannes und der lebenden Frau sowie ihre unveräußerlichen Geburtsrechte fest und kann ihnen nicht entzogen werden.
Die Erklärung bestätigt außerdem, dass die lebenden Männer und Frauen, die der Autorität und Gerichtsbarkeit des Common Law Court unterliegen, niemals einer zwingenden gesetzlichen Regelung unterworfen werden.
https://commonlawcourt.com/home-2/declaration-of-the-common-law-court-2/

2. Gesetzliche Charta für die Cruinn-Community
Im Jahr 2022 wurde aufgrund der wachsenden Zahl lebender Männer und Frauen, die unter der Autorität und Gerichtsbarkeit des Common Law Court leben, die Cruinn Community gegründet. Diese Gemeinschaft und ihre Gründungsprinzipien wurden mit der Schaffung einer Rechtscharta festgelegt.
Die Cruinn-Gemeinschaft sorgt für das Wohlergehen lebender Männer und Frauen und verfügt über ein Common-Law-Rechtssystem, das den Mitgliedern Zugang zu Rechtsmitteln bietet.
Um die Gründung dieser Gemeinschaft zu unterstützen, wurde die „Cruinn Community Lawful Charter“ von einer Auswahl von einhundert (100) lebenden Männern und Frauen unterzeichnet und am 25. November 2022 in das „Book of Deeds“ des Common Law Court eingetragen.
https://commonlawcourt.com/cruinn-community/

3. Die PERSON
Der Gegenstand dieser rechtlichen Anfechtung ist auf der Grundlage gesetzlicher Bestimmungen angefochten worden.
Wie Sie sicher bereits wissen, kann sich das Staatsgericht, das Sie vertreten, nur mit PERSONEN befassen und nicht mit lebenden, atmenden Männern und Frauen. Dies ist kein kontroverser Punkt und kann nicht vernünftig bestritten werden. Dies sind einfach die Regeln, nach denen die Staatsgerichte arbeiten, ob es Ihnen gefällt oder nicht.
Der Fall, auf den Sie sich beziehen, betrifft zwei verschiedene PERSONEN, den Kläger und den Beklagten. Es handelt sich nicht um lebende Personen, da Sie nicht in der Lage sind, mit ihnen umzugehen.
Alle gesetzlichen Körperschaften und PERSONEN sind Körperschaften und nicht in der Lage, mit einem lebenden Mann oder einer lebenden Frau Geschäfte zu machen.
Damit Sie diese Angelegenheit weiterverfolgen können, muss die juristische PERSON mit einem lebenden Mann oder einer lebenden Frau verbunden sein. Im Falle des Beklagten besitze ich den Rechtstitel für die juristische PERSON und habe Ihnen nicht die Zustimmung erteilt, diese Angelegenheit zu behandeln.
Jeder Richter, der sich mit dieser Angelegenheit befasst, kann dies nur tun, indem er versucht, mein Eigentum (die juristische PERSON) einem lebenden Mann oder einer lebenden Frau zuzuordnen. Bei diesem Versuch machen sich diese Richter verschiedener Verbrechen schuldig, darunter, aber nicht beschränkt auf, kriminelle Nötigung, Betrug, Sklaverei und Diebstahl von Eigentum.

4. Lebende Männer und lebende Frauen bestätigt
Um die Klagebefugnis einzelner Personen zu klären, hat das Common Law Court eine internationale Datenbank aller lebenden Männer und Frauen erstellt.
Mit der Abgabe einer Erklärung gegenüber dem Common Law Court bestätigt die betreffende Person, dass sie am Leben ist und der Autorität und Gerichtsbarkeit des Common Law Court unterliegt.
Diese Aufzeichnungen werden im „Book of Deeds“ des Common Law Court aufbewahrt und ihr eindeutiger Eintrag wird mit einer entsprechenden Eintragsnummer bestätigt. Dies trennt sie auch von der juristischen PERSON.
https://commonlawcourt.com/

5. Kollisionsrecht
In Bezug auf diese rechtliche Anfechtung vor Ihnen können wir bestätigen, dass dieser Fall im Rahmen des gesetzlichen Rechtssystems und vor dem Staatsgericht vorgebracht wurde. Diese Position betrifft die juristische Person, die als PERSON bezeichnet wird.
Darüber hinaus ist es rechtlich erwiesen, dass es sich in diesem Fall um eine lebende Einzelperson handelt, die der Autorität und Gerichtsbarkeit des Common Law Court unterliegt.
Wenn vor der Weiterführung eines Verfahrens festgestellt wurde, dass es sich um zwei unterschiedliche Rechtssysteme handelt, kann das Verfahren erst fortgesetzt werden, wenn das zuständige Gericht eingerichtet wurde. Diese Position wurde auf der Haager Konferenz festgelegt, auf die in Punkt 6 weiter unten Bezug genommen wird.

6. Haager Konferenz für Internationales Privatrecht 1951
Kollisionsrecht  (auch  Internationales Privatrecht genannt ) ist die Gesamtheit der Regeln oder Gesetze, die eine Gerichtsbarkeit auf einen Fall, eine Transaktion oder ein anderes Ereignis anwendet, das Bezüge zu mehr als einer Gerichtsbarkeit hat. Dieses Rechtsgebiet befasst sich mit drei großen Themen:
1. Gerichtsbarkeit , Regeln darüber, wann es angemessen ist, dass ein Gericht einen solchen Fall verhandelt;
2. Ausländische Urteile : Diese befassen sich mit den Vorschriften, nach denen ein Gericht in einer Gerichtsbarkeit die Befolgung eines Urteils eines Gerichts in einer anderen Gerichtsbarkeit anordnet.
3. Rechtswahl , die sich mit der Frage befasst, welches materielle Recht in einem solchen Fall Anwendung findet.
Im 12. Jahrhundert erkannten westliche Rechtssysteme erstmals einen Kerngrundsatz des Kollisionsrechts an, nämlich dass „ausländisches Recht in geeigneten Fällen auf ausländische Fälle anzuwenden ist“.   Davor war das vorherrschende System das  Personenstandsrecht , bei dem die für jeden Einzelnen geltenden Gesetze von der Gruppe bestimmt wurden, zu der er oder sie gehörte.
Das siebte Treffen in Den Haag fand 1951 statt. Damals gründeten die sechzehn beteiligten Staaten eine ständige Institution für internationale Zusammenarbeit bei Kollisionsnormen.   Die Organisation ist heute unter dem Namen Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (HCCH) bekannt.
https://en.wikipedia.org/wiki/Haager_Konferenz_zum_Internationalen_Privatrecht
Seit Dezember 2020 umfasst der HCCH 86 Mitgliedsstaaten.
In Bezug auf diesen Fall ist zu beachten, dass der Staat, die gesetzlichen Gerichte und die Richter hinsichtlich dieses Kollisionsrechts verpflichtet sind, die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht von 1951 einzuhalten.
„Wir, das Volk“ stehen innerhalb der Cruinn Community (einer privaten Mitgliedergemeinschaft) unter der Autorität und Gerichtsbarkeit des Common Law Court, Großbritannien & International. Der Common Law Court wurde am 11. Juni 2017 gegründet, um sicherzustellen, dass die Menschen das Recht auf eine Rechtsbehelfe haben, wenn der Staat keine solche gewährt.
Obwohl unserer Gemeinschaft ein zusätzliches Rechtssystem geboten wird, wurde kürzlich festgestellt, dass internationale Justizbehörden den Mitgliedern der Cruinn-Gemeinschaft ihre Gesetze aufzwingen.
Wir sind uns zwar einig, dass alle Streitigkeiten angemessen behandelt werden müssen, glauben jedoch auch, dass diese Angelegenheit gemäß Ihrer internationalen Konferenz zu Kollisionsnormen behandelt werden muss, bevor gegen unsere Mitglieder vorgegangen wird. Bei diesen Streitigkeiten spielen zwei Rechtssysteme eine Rolle: die gesetzlichen Systeme Ihrer Mitgliedsstaaten und das Common Law, wie es von den Mitgliedern der Cruinn-Community und dem Common Law Court, Großbritannien und International, verwendet wird.
Gesetzliche Gerichte im Rechtssystem weigern sich, sich mit dem Problem eines Gesetzeskonflikts zu befassen, und verfolgen Mitglieder der Cruinn-Gemeinschaft rechtswidrig im Rechtssystem, während sie ihnen ihr Recht auf Gerechtigkeit verweigern. Gesetzliche Gerichte zwingen die betroffenen lebenden Personen in die Sklaverei, indem sie sie verfolgen, ohne einen rechtmäßigen Nachweis der Autorität, Gerichtsbarkeit oder Zustimmung der lebenden Personen zu erhalten oder einen rechtmäßigen Nachweis eines Anspruchs gegen die lebende Person vorzulegen.

7. Autorität
Bevor der betreffende Richter oder das Gericht mit diesem Verfahren fortfahren kann, muss er die Befugnis dazu feststellen. Ein Richter kann nicht einfach nur erklären, dass er die Befugnis dazu hat, sondern er muss die Quelle bestätigen, auf die er sich stützt, um fortfahren zu können.
Da diese Frage vom Common Law Court behandelt wurde, müsste jeder Richter, der dies ablehnt, die Autorität bestätigen, auf die er sich beruft, was ihm erlaubt, rechtmäßig erlassene Gerichtsbeschlüsse und Urkunden zu ignorieren.
Es sollte auch beachtet werden, dass die in dieser Klage genannte Person nicht nur lebt, sondern auch Mitglied der Cruinn Community ist, einer privaten Mitgliedergemeinschaft. Diese Position bestätigt, dass sie der Autorität des Common Law Court unterliegt.
Wenn die Frage der Autorität nicht geklärt ist und weiterhin angefochten wird, müssen alle Verfahren ausgesetzt werden, bis die Frage der Autorität geklärt ist. Die Frage der Autorität würde eine Entscheidung eines höheren Gerichts erfordern.



8. Gerichtsstand
Bevor eine solche Klage erhoben wird, muss der zuständige Richter oder das zuständige Gericht zunächst die Zuständigkeit hierfür feststellen.
Dieser Fall betrifft staatliches/gesetzliches Recht und die juristische PERSON. Sobald die Position einer Partei in dieser Klage als lebender Mann oder lebende Frau festgestellt wurde, kann der Staat diese Klage nicht weiterverfolgen. Staatliche/gesetzliche Gerichte und Richter können sich nicht mit lebenden Männern und lebenden Frauen befassen.
Es sollte auch beachtet werden, dass die in dieser Klage genannte Person nicht nur lebt, sondern auch Mitglied der Cruinn Community ist, einer privaten Mitgliedergemeinschaft. Diese Position bestätigt, dass sie der Gerichtsbarkeit des Common Law Court unterliegt.
Es gibt keine gesetzliche Regelung, die auf lebende Männer und lebende Frauen anwendbar ist. 
Wenn die Zuständigkeitsfrage nicht geklärt ist und weiterhin angefochten wird, müssen alle Verfahren ausgesetzt werden, bis die Zuständigkeitsfrage geklärt ist.
Zur Frage der Zuständigkeit wäre eine Entscheidung eines übergeordneten Gerichts erforderlich.

9. Sklaverei
Das Thema SKLAVEREI wurde in vielen Ländern angesprochen und gilt auf allen Ebenen als abscheulich. Die folgenden Fälle werden erwähnt und sind für diese rechtliche Anfechtung relevant:
Oberster Gerichtshof der Vereinigten Staaten von Amerika
 
United States v. Schooner Amistad, 
40 US (15 Pet.) 518 (1841)
Dieser Fall wurde 1839 behandelt und 1841 entschieden
 
John Quincy Adams 
(ehemaliger Präsident der Vereinigten Staaten) 
bestätigte Folgendes:
„Wenn ein lebender Mann vor Gericht erscheint, um seine Stellung zu bestätigen, sollte er als Held anerkannt und mit Medaillen belohnt werden, er sollte als Held in die Geschichte eingehen und unsere Kinder sollten von ihm erfahren, aber dieses Gericht erkennt ihn nicht einmal als lebend an und hat ihn als JURISTISCHE PERSON/JURISTISCHE PERSON und NICHT als MENSCH angeklagt.  
Würde der Oberste Gerichtshof eine ähnliche Haltung wie im Süden und bei der Verfolgung der Sklaven einnehmen, würde er bestätigen, dass lebende Männer und Frauen mit bestimmten angeborenen, gesetzlichen, rechtlichen und moralischen Rechten die Freiheit hätten, sich gegen diejenigen aufzulehnen, die ihnen ihre Freiheit verweigern.“ 
John Quincy Adams fragte dann:
„Wenn der Oberste Gerichtshof in Bezug auf die Sklaverei die Position des Südens einnehmen würde und diese richtig wäre, was würde das für die Unabhängigkeitserklärung bedeuten?“
John Quincy Adams schlug daraufhin vor:
„Wenn der Oberste Gerichtshof der Meinung des Südens zustimmen würde, sollten wir die Unabhängigkeitserklärung einfach zerreißen, da die Rechte lebender Männer und Frauen keine Rolle mehr spielen.“
John Quincy Adams war in diesem Fall erfolgreich und konnte die betreffenden Sklaven freilassen.
In Bezug auf den oben genannten Punkt und die Themen Autorität, Gerichtsbarkeit und Sklaverei schlage ich vor, dass Sie, wenn das Gericht diese rechtliche Anfechtung zurückweisen sollte, einfach sämtliche gesetzlichen Bestimmungen, Gerichtsregeln, Gründungsdokumente und religiösen Dokumente zerreißen, da diese ihren Zweck nicht mehr erfüllen.

Oberster Gerichtshof (England) – 1706
Ein Fall, der durch die englischen Gerichte ging
Es wird auf den Fall Smith v. Gould aus dem Jahr 1706 verwiesen.
Transkription des Bildes:  Erstes Buch, Kapitel 14, Behandlung von Herr und Diener. Darin heißt es: „Und nun wurde erstmals festgelegt (Salk: 666), dass ein Sklave oder Neger in dem Augenblick, in dem er in England landet, ein freier Mann wird, d. h. das Gesetz wird ihn beim Genuss seiner Person und seines Eigentums schützen, jedoch in Bezug auf jegliches Recht.“

Court of Session (Schottland) – 1778
Knight gegen Wedderburn. 
Urheberrecht der Krone, National Records of Scotland,  CS235/K/2/2
Knight konnte erfolgreich argumentieren, dass es ihm erlaubt sein sollte, den Dienst als Hausangestellter zu verlassen und die Möglichkeit zu haben, seiner Frau und seinem Kind ein Zuhause zu bieten. Damit gab er dem Court of Session die Möglichkeit zu erklären, dass Sklaverei im schottischen Recht nicht anerkannt wurde und dass Flüchtlinge aus der Sklaverei (oder „ewige Diener“) von den Gerichten geschützt werden könnten, wenn sie den Dienst als Hausangestellter verlassen wollten oder wenn Versuche unternommen würden, sie gewaltsam aus Schottland zu entfernen und sie in die Kolonien zurück in die Sklaverei zu bringen.
Joseph Knight wurde mit einer Mehrheit von acht zu vier Stimmen die Freiheit zugesprochen. Die Begründungen für die Abstimmung der einzelnen Richter waren sehr unterschiedlich, doch das Gericht akzeptierte Swintons Urteil, auch wenn ein so starkes Statement gegen die Sklaverei nicht unbedingt die Überzeugung aller Richter war. 

Oberster Gerichtshof der Vereinigten Staaten von Amerika
            Montgomery gegen State 55, Florida, 97–45, 0,879 $ .
1795, 3 US 54; 1 Vorlesungslektüre 57; 3 Dall. 54
URTEIL DES OBERSTEN GERICHTSHOFES – KEINE UNTERNEHMENSGERICHTSBARKEIT ÜBER DEN NATÜRLICHEN MENSCHEN
Oberster Gerichtshof der Vereinigten Staaten 1795 : „Da jede Regierung eine künstliche Person, eine Abstraktion und nur ein Geschöpf des Geistes ist, kann eine Regierung nur mit anderen künstlichen Personen interagieren. Das Imaginäre, das weder Realität noch Substanz hat, ist daran gehindert, Gleichheit mit dem Greifbaren zu schaffen und zu erreichen. Die rechtliche Ausprägung davon ist, dass sich keine Regierung sowie kein Gesetz, keine Agentur, kein Aspekt, kein Gericht usw. mit etwas anderem als juristischen Personen und den Verträgen zwischen ihnen befassen kann.“

Oberster Gerichtshof der Vereinigten Staaten von Amerika
Oberster Gerichtshof der USA – Hale v. Henkel, 201 US 43 (1906)
Hale v. Henkel – Nr. 340 
Verhandelt am 4. und 5. Januar 1906 
Entschieden am 12. März 1906 
201 US 43
In der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten heißt es:
„Der Einzelne kann sich auf seine verfassungsmäßigen Rechte als BÜRGER berufen. Er ist berechtigt, seine „ privaten “ Geschäfte auf seine eigene Weise zu führen . Seine Vertragsgewalt ist unbegrenzt.“ Er ist weder dem Staat noch seinen Nachbarn gegenüber verpflichtet, seine Geschäfte preiszugeben oder seine Türen für eine Untersuchung zu öffnen , sofern diese ihn belasten könnte. Er
schuldet dem Staat keine Pflichten, da er von ihm nichts erhält, außer dem Schutz seines Lebens und Eigentums. „ Seine Rechte “ sind solche, die „ durch das Gesetz des Landes (Common Law)“ „ schon lange vor “ der Organisation des Staates „ bestanden “ und können ihm nur durch „ein ordentliches Gerichtsverfahren“ und „in Übereinstimmung mit der Verfassung“ genommen werden. „Er schuldet der Öffentlichkeit nichts“, solange er ihre Rechte nicht verletzt.“

10. Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen von 1948
Obwohl der Staat diese Erklärung unterzeichnet hat, hat er sie nicht eingehalten und den gesetzlichen Gerichten erlaubt, lebende Männer und Frauen durch Zwangssklaverei ins Visier zu nehmen. Bei der Weiterführung des genannten Falles haben die gesetzlichen Gerichte, die auch als Unternehmen registriert sind, die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen (1948) missachtet, insbesondere die folgenden Artikel:
i) Artikel 4
Niemand darf in Sklaverei oder Leibeigenschaft gehalten werden; Sklaverei und Sklavenhandel sind in allen ihren Formen verboten .
ii) Artikel 7
Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung.
iii) Artikel 10
Jeder hat bei der Feststellung seiner Rechte und Pflichten sowie bei einer gegen ihn erhobenen strafrechtlichen Beschuldigung Anspruch auf ein gerechtes und öffentliches Verfahren durch ein unabhängiges und unparteiisches Gericht in voller Gleichheit.
iv) Artikel 12
Niemand darf willkürlichen Eingriffen in sein Privatleben, seine Familie, seine Wohnung und seinen Schriftverkehr oder Beeinträchtigungen seiner Ehre und seines Rufes ausgesetzt werden. Jeder hat Anspruch auf rechtlichen Schutz gegen solche Eingriffe oder Beeinträchtigungen.
v) Artikel 13
Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines Staates frei zu bewegen und seinen Wohnsitz frei zu wählen.
Jeder Mensch hat das Recht, jedes Land, auch sein eigenes, zu verlassen und in sein Land zurückzukehren.
vi) Artikel 18
Jeder hat das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses Recht umfasst die Freiheit, seine Religion oder Überzeugung zu wechseln, sowie die Freiheit, seine Religion oder Überzeugung allein oder in Gemeinschaft mit anderen, öffentlich oder privat durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst und Kulthandlungen zu bekennen .
vii) Artikel 19
Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit und freie Meinungsäußerung; dieses Recht umfasst die Freiheit, Meinungen ohne Einschränkungen anzuhängen sowie über alle Medien und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen Informationen und Ideen zu suchen, zu empfangen und weiterzugeben.
viii) Artikel 20
1. Alle Menschen haben das Recht, sich friedlich zu versammeln und Vereinigungen zusammenzuschließen. 
2. Niemand darf gezwungen werden, einer Vereinigung anzugehören.
 
11. Die Clearfield-Doktrin
„Regierungen sinken auf die Ebene eines bloßen Privatunternehmens herab und nehmen die Eigenschaften eines bloßen Privatbürgers an. Wo es um Commercial Papers (Noten der Federal Reserve) und Wertpapiere (Schecks) privater Unternehmen geht, werden solche Unternehmen und Einzelpersonen für Gerichtszwecke als von der Regierung völlig getrennte Einheiten betrachtet.“
Clearfield Trust Co. gegen Vereinigte Staaten, 318 US 363-371 (1942)
Alle Gerichte wurden 2008 im Rahmen der Clearfield-Doktrin aufgelöst und wurden dann in der Firmensuche von Dun & Bradstreet als Unternehmen eingetragen. Wenn Regierungen in die Welt des Handels eintreten, unterliegen sie denselben Belastungen wie jedes private Unternehmen oder jede private Gesellschaft. Wenn private Handelspapiere von einer staatlichen Körperschaft verwendet werden, verliert die Regierung ihren Souveränitätsstatus und unterscheidet sich nicht mehr von einem bloßen Privatunternehmen.
Nach der Clearfield-Doktrin sind die Gerichte keine staatlichen Stellen mehr, da sie private Gelder verlangen und einen Vertrag mit Ihnen haben müssen, um die Leistung zu erzwingen. Sie sind nicht spezieller als jedes normale Unternehmen.
Die Regierung erlässt und erzwingt Zivilgesetze, die als Gesetze, Verordnungen und Gesetze bekannt sind. Das Vertragsrecht erfordert unterzeichnete schriftliche Vereinbarungen und vollständige Transparenz. Die Regierungen sind auf die Ebene bloßer privater Unternehmen herabgesunken.
Clearfield-Doktrin, kommentiertes Gesetz des Obersten Gerichtshofs, Clearfield Trust Co. gegen Vereinigte Staaten 318 US 363-371 1942. Definiert gemäß kommentiertem Gesetz des Obersten Gerichtshofs: Clearfield Trust Co. gegen Vereinigte Staaten 318 US 363-371 1942: Was die Clearfield-Doktrin besagt, ist, dass, wenn private Handelspapiere von einer staatlichen Körperschaft verwendet werden, die Regierung ihren Souveränitätsstatus verliert und sich nicht mehr von einer bloßen privaten Körperschaft unterscheidet. Als solche ist die Regierung dann an die Regeln und Gesetze gebunden, die für private Körperschaften gelten. Das bedeutet, dass, wenn sie beabsichtigt, eine Einzelperson zu einer bestimmten Leistung auf der Grundlage ihrer Körperschaftssatzungen oder Körperschaftsregeln zu zwingen, die Regierung, wie jede private Körperschaft, der Inhaber eines Vertrags oder einer anderen Handelsvereinbarung zwischen ihr und der Person sein muss, an die die Forderungen nach einer bestimmten Leistung gestellt werden. Und außerdem muss die Regierung bereit sein, den Vertrag oder die Handelsvereinbarung als Beweismittel vorzulegen, bevor sie versucht, das Gericht dazu zu bringen, ihre Forderungen, die sogenannten Gesetze, durchzusetzen. Dieser Fall ist sehr wichtig, weil er aus dem Jahr 1942 stammt und entschieden wurde, nachdem die UNITED STATES CORPORATION COMPANY ihre „CERTIFICATE OF INCORPORATION“ im Bundesstaat Florida eingereicht hatte (15. Juli 1925). Und er wurde entschieden, NACHDEM die „Unternehmensregierung“ zugestimmt hatte, die Währung des privaten Unternehmens, die FEDERAL RESERVE, zu verwenden.
Die private Währung der Federal Reserve Corporations ist nicht souverän und kann es auch nie sein. Sie ist nicht real, sie ist eine Fiktion und existiert nur auf dem Papier.
Daher handelt es sich bei allen von diesen staatlichen Unternehmen geschaffenen Gesetzen um privatwirtschaftliche Regelungen, die als öffentliches Recht, Gesetze, Vorschriften und Verordnungen bezeichnet werden, um ihre wahre Natur zu verschleiern. 
Da diese Regierungsstellen nicht souverän sind, können sie keine Strafgesetze verkünden oder durchsetzen; sie können nur Zivilgesetze schaffen und durchsetzen, die dem „Vertragsrecht“ entsprechen müssen. Das Vertragsrecht erfordert eine handschriftliche Unterschrift beider Parteien mit einer schriftlichen Vereinbarung und vollständiger Transparenz! Die Durchsetzung von Unternehmensgesetzen gegenüber einem lebenden Mann oder einer lebenden Frau ohne deren Zustimmung ist rechtswidrig und der Vollstrecker kann für seine Handlungen persönlich haftbar gemacht werden.
[Bond v. US, 529 US 334- 2000] Unsere Regierung ist nur ein weiteres Unternehmen.

12. Common Law Gerichtsbeschluss 2019
Die folgenden Informationen wurden im Rahmen eines rechtmäßig einberufenen Common Law Court verwendet, um diesen Gerichtsbeschluss zu erhalten.
Die betrügerische Krönung von Elizabeth Alexandra Mary Battenberg.
1. Die Person, die vorgab, die Königin zu sein, wurde tatsächlich nie rechtmäßig oder gesetzlich zur Herrscherin gekrönt. Dieses Wissen rührt von der Tatsache her, dass der Krönungsstein / Stein des Schicksals / Bethel / Jakobssäule, auf der Elizabeth Alexandra Mary Battenberg gekrönt wurde, eine Fälschung ist. Der echte Krönungsstein; besteht aus Porphyr aus Bethel und wiegt mehr als 4 Zentner (458 Pfund), laut dem BBC-Telex im Film „The Coronation Stone“ (Covenant Recordings) und Ian R. Hamilton QC in drei seiner Bücher: „No Stone Unturned“ (Seiten 36, 44), „A Touch of Treason“ (Seite 50) und „The Taking of The Stone of Destiny“ (Seiten 27, 35); wurde am 25. Dezember 1950 um 4:00 Uhr von seiner Gruppe aus vier schottischen nationalistischen Studenten aus der Westminster Abbey entfernt. Ian Robertson Hamilton selbst gehörte dazu und wurde von ihm angeführt. Die anderen drei waren Alan Stuart, Gavin Vernon und Kay Matheson, wie in seinen Büchern angegeben. Weitere Einzelheiten unter:  http://jahtruth.net/stone.htm
2. Der echte Krönungsstein („ Nationalschatz Nr. 1 “), der eigentlich nicht nur der Krönungsstein, sondern der Britische Thron ist , wurde nach Schottland gebracht, wo er in Glasgow Bertie Gray zur Reparatur übergeben wurde. Später versteckte ihn der Industrielle und Philanthrop John Rollo in seiner Fabrik unter dem Boden seines Büros, wie aus Ian R. Hamiltons Büchern „No Stone Unturned“ und „The Taking of The Stone of Destiny“ hervorgeht, sowie der Fabrikleiter. Im Jahr 1296 nahm Eduard I. den Stein/Thron aus Scone in Schottland mit, um die Schotten daran zu hindern, einen König zu krönen/inthronisieren, und Gott nahm ihn 1950 ebenfalls aus England mit, um eben die Inthronisierung Elisabeths zu verhindern.
3. Zuvor hatte der Steinmetz Bertie Gray 1920 für einen früheren Plan zur Rückführung des Krönungssteins eine gefälschte Steinkopie aus schottischem Sandstein aus einem Steinbruch nahe Scone in Perthshire angefertigt und wog 3 Zentner (336 Pfund). Die Verschwörer hatten damit geübt, bevor sie nach London zur Westminster Abbey fuhren, um den echten Krönungsstein aus der Abtei zu entfernen. Es war diese gefälschte Steinkopie, die am Mittag des 11. April 1951 auf dem Hochaltarstein in der Arbroath Abbey platziert und in ein schottisches Saltyre (St.-Andreas-Flagge – dunkelblau mit einem weißen diagonalen Kreuz) eingewickelt wurde. Sie wurde von den Behörden gefunden und dann nach England transportiert, wo sie für die Krönung der „Königin“ verwendet wurde, wie Bertie Grays Kinder in einem Artikel der Zeitung Daily Record berichteten. https://www.dailyrecord.co.uk/news/uk-world-news/exclusive-our-dad-faked-stone-of-destiny-981942
4. Der Stein, auf dem Elizabeth Alexandra Mary Battenberg gekrönt wurde, wiegt genau 3 Zentner (336 Pfund), wie dies in der offiziellen Broschüre „The Stone of Destiny“, „Symbol of Nationhood“ von Historic Scotland bestätigt wird. Diese ist im Edinburgh Castle erhältlich und wurde von Historic Scotland herausgegeben (ISBN 1 900168 44 8). Der Stein, auf dem sie gekrönt wurde, wird in Edinburgh Castle aufbewahrt, seit er 1996 von der konservativen Regierung von John Major an Schottland zurückgegeben wurde.
5. Wie bereits erwähnt, wiegt der echte Krönungsstein/-thron mehr als 4 Zentner (458 Pfund), aber der Stein, auf dem Elizabeth AM Battenberg gekrönt wurde und der seit 1996 im Edinburgh Castle ausgestellt ist, wiegt 336 Pfund und nicht 458 Pfund und kann daher nicht der echte Krönungsstein sein.
Da Elisabeth II. nie rechtmäßig gekrönt worden war, hatte sie daher auch keine Autorität, Angeklagte vor Gericht zu stellen oder gegen irgendjemanden Anordnungen zu erlassen.
Da sie nie die rechtmäßige Monarchin war, kann keines ihrer Kinder Titel wie Prinz, Prinzessin, Herzog usw. tragen und hat Geld und Besitz aus der Staatskasse erhalten, auf die es nie Anspruch hatte. Da sie nie die rechtmäßige Monarchin war, kann außerdem keines ihrer Kinder oder Verwandten rechtmäßig den Thron oder die Krone erben.
Charles Philip Arthur George Battenberg-Windsor ist daher nicht der rechtmäßige König Charles III.
Deshalb besitzen die Richter/Sheriffs keine Autorität, Angeklagte vor Gericht zu stellen oder Anordnungen gegen sie zu erlassen, da die „Autorität“ der Richter/Sheriffs von einem rechtmäßigen König ausgeht.
Am 31. August 2019 gelangte ein Common Law Court in Guildford (Surrey) nach Vorlage der Fakten und Beweise einstimmig zu dem Urteil, dass Elizabeth Alexandra Mary Battenberg nie rechtmäßig gekrönt wurde und dass die Krone, Gerichte, Richter (Friedensrichter und Polizei) über niemanden Autorität oder Gerichtsbarkeit haben.
Diese Position gilt auch für internationale Gerichte, Richter und Rechtsanwälte aufgrund ihres Eides gegenüber der Rechtsanwaltskammer.
Siehe den folgenden Auszug aus Absatz 5 (c) der Common Law Court Order unmittelbar darunter:
c) Wir, die Jury, akzeptieren, dass die Krönung von Elizabeth Alexandra Mary Battenberg am 2. Juni 1953 betrügerisch war, da die Zeremonie nicht von Gott (dem Stein des Schicksals) bezeugt wurde. Daher haben die Krone, die gesetzlichen Gerichte und die Richter keine Autorität und Gerichtsbarkeit über lebende Männer und lebende Frauen, die ihren Status beim Common Law Court bestätigt haben.
Um diese Bestellung anzuzeigen, verwenden Sie bitte den untenstehenden Link und wählen Sie Fallnummer 31 aus:
https://commonlawcourt.com/home-2/cases/#_
Königin Elisabeth II. hat keinen Unterschied zwischen Verbrechen gegen lebende Männer, lebende Frauen und Profit gemacht und damit einen abscheulichen Mangel an Ehrlichkeit, Integrität und Gerechtigkeit bewiesen. König Charles III. versagt weiterhin beim Schutz der Bevölkerung.

13. Common Law Gerichtsbeschluss vom 20. Januar 2024
Am 20. Januar 2024 befasste sich ein rechtmäßig einberufenes Common Law Court mit der Frage der vom Staat an lebenden Männern und Frauen begangenen Verbrechen.
Eine Jury aus zwölf lebenden Männern und Frauen mit klarem Verstand erließ einen Beschluss, in dem sie in folgenden Fällen ein Schuldurteil fällte:   
Fehlende Identifizierung der Parteien in gesetzlichen Fällen
Fehlender Nachweis eines Anspruchs
Versagen des Staates bei der Schaffung von Autorität  
Fehlende Begründung der Zuständigkeit des Staates
Die Weigerung, eine rechtmäßige Anfechtung der Autorität und Gerichtsbarkeit des Staates zuzulassen
Die Weigerung, die Frage des Kollisionsrechts anzusprechen
Die Nichtoffenlegung, dass die Kläger eingetragene Unternehmen waren
Zum Fehlen der Bestätigung, dass es sich bei den Streitigkeiten um vertragliche Regelungen handelt
Ihr Versäumnis, eine Kopie eines rechtsgültig unterzeichneten Vertrags vorzulegen
Die Weigerung, die Position lebender Männer und lebender Frauen zu akzeptieren
Die Nichtannahme von Urkunden des Common Law Court
Die Ablehnung der Stellung der Mitglieder der Cruinn-Gemeinschaft
Die Ablehnung der Position eines Diplomaten am Common Law Court
Die Nichtbefolgung rechtmäßig ergangener Common Law Court-Beschlüsse
Die Nichtbeachtung der Common Law-Rechte
Die Nichteinhaltung gesetzlicher Vorschriften
Der Einsatz von Einschüchterung und Drohungen gegen die Bevölkerung
Die Durchsetzung rechtswidriger gesetzlicher Bestimmungen gegen lebende Männer und lebende Frauen
Der Einsatz von Betrug gegen das Volk
Der Einsatz der Sklaverei gegen das Volk
Die Weigerung, die Autorität des Volkes anzuerkennen
Die Weigerung, ihre eigenen gesetzlichen Bestimmungen einzuhalten
Um diese Bestellung anzuzeigen, verwenden Sie bitte den untenstehenden Link und wählen Sie Fallnummer 41 aus:
https://commonlawcourt.com/home-2/cases/#

Abschließend
Sie werden hiermit aufgefordert, einen geeigneten Termin für die Bearbeitung dieser rechtlichen Anfechtung zu bestätigen; dieser Termin muss innerhalb von vierzehn (14) Tagen ab dem Datum des Eingangs dieser rechtlichen Anfechtung bekannt gegeben werden. Ich bestätige Ihnen außerdem, dass ich zur Unterstützung dieses Prozesses gerne an einem Ort Ihrer Wahl erscheinen werde, um diese rechtliche Anfechtung zu bearbeiten, vorbehaltlich unserer Vereinbarung.  
Daher ist es von größter Wichtigkeit, dass (14) der Generalstaatsanwalt vorgeladen wird und vor Gericht erscheint, um dieser rechtmäßigen Anfechtung zu dienen und vor einer Jury angehört zu werden, und dass ich meinem falschen Ankläger gegenübertreten, ihn verhören (15) und ihn (16) zu dem genannten Fall befragen lasse.
Bis dieser rechtliche Einspruch geklärt ist, müssen alle weiteren Maßnahmen in dieser Angelegenheit eingestellt werden. 
 
(17) Füge deinen Namen hinzu
 
Lebender (18) Mann & 
Cruinn Community Mitglied
Unter der Autorität und 
Gerichtsbarkeit des Common Law Court
Datum:   (19) Datum hinzufügen.

